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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.02.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2023/02/0178 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2023/02/0177 E 15.02.2024 

Rechtssatz 

Durch § 2 Abs. 1 AIFMG 2013 werden die Definitionen gemäß Art. 4 der Richtlinie 2011/61/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer 
Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen 
(EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (AIFMD) umgesetzt (RV 2401 BlgNR 24. GP 12). Den 
dazu von der European Securities ans Markets Authority (ESMA) herausgegebenen Leitlinien zu 
Schlüsselbegriffen der Richtlinie über die Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFMD) vom 13. 
August 2013, ESMA/2013/611, hinsichtlich derer die FMA gemäß Art. 16 Abs. 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 ihre Compliance bestätigt hat, lässt sich zum Begriff der "festgelegten Anlagestrategie" 
entnehmen, dass ein Organismus als ein Organismus mit einer festgelegten Anlagestrategie im Sinne von 
Art. 4 Abs. 1 lit. a und i der AIFMD angesehen werden sollte, der eine Strategie in Bezug darauf verfolgt, 
wie das im Organismus gebündelte Kapital im Hinblick auf die Erzielung einer Gemeinschaftsrendite für 
die Anleger, bei denen das Kapital beschafft wurde, verwaltet werden soll. Zudem definiert die ESMA in 
den Leitlinien einige Faktoren, die einzeln oder kumulativ auf das Vorhandensein einer solchen Strategie 
hinweisen könnten: Die Anlagestrategie ist bestimmt und festgelegt, spätestens zu dem Zeitpunkt, wenn 
die Verpflichtungen der Anleger gegenüber dem Organismus für sie verbindlich werden; die 
Anlagestrategie wird in einem Dokument dargelegt, das Bestandteil der Vertragsbedingungen bzw. der 
Satzung des Organismus ist bzw. auf das darin Bezug genommen wird; der Organismus bzw. die 
juristische Person, die den Organismus verwaltet, unterliegt gegenüber den Anlegern einer (wie auch 
immer entstandenen) von ihnen rechtlich durchsetzbaren Verpflichtung, sich nach der Anlagestrategie zu 
richten, einschließlich aller daran vorgenommenen Änderungen; die Anlagestrategie umfasst auch 
Anlagerichtlinien mit Verweis auf alle oder einzelne der nachstehend genannten Kriterien: Anlage in 
bestimmte Kategorien von Vermögenswerten bzw. gemäß Einschränkungen bezüglich der 
Anlageaufteilung; Verfolgung bestimmter Strategien; Anlage in bestimmten geografischen Gebieten; 
Einhaltung von Einschränkungen bezüglich von Hebelfinanzierungen; Einhaltung von Mindesthaltezeiten 
oder Einhaltung von anderen Einschränkungen zur Risikosteuerung. Für das Vorliegen einer 
Anlagestrategie spricht demnach, wenn die Anlagestrategie in einem Dokument festgelegt wurde 
und/oder von den Anlegern gegenüber dem Organismus bzw. der juristischen Person rechtlich 
durchsetzbar ist. Zudem soll eine Anlagestrategie auch Anlagerichtlinien enthalten, die alle oder 
zumindest einzelne der in den Leitlinien genannten Vorgaben aufweisen. 
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